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Rohstoffgerechtigkeit jetzt! – Hintergrundinformationen

In Anlehnung an das ‚Rohstoffbündnis für eine gerechte Welt’
 formulierte das Ökumenische Netzwerk Rohstoffgerechtigkeit begleitend zur Fotoausstellung in Hessen und Rheinland-Pfalz politische Forderungen.
Den in der Ausstellung aufgezeigten Problemen bei der Förderung vieler Rohstoffe, wie menschenunwürdige Arbeitsbedingungen, Landvertreibungen, Umweltzerstörung und gewaltsame Konflikte, kann auf verschiedenen Wegen begegnet werden.

Freiwillige Regulierung
Eine Möglichkeit, sich für die Einhaltung von Menschenrechten (Grundlage für menschenrechtliche Mindeststandards sind z.B. die Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen ILO) oder auch für mehr Transparenz einzusetzen, liegt in der Selbstregulierung von Unternehmen (=Corporate Social Responsibility, CSR). Ebenfalls freiwillig und ohne Sanktionsmechanismus, aber über unternehmenseigene Initiativen hinausgehend, ist die Zusammenarbeit von Unternehmen, Staaten und zivilgesellschaftliche Organisationen in sogenannten Multistakeholder-Initiativen. Ein Beispiel hierfür ist die Extractive Industries Transparency Initiative (= EITI).
Verletzungen grundlegender Sozial- und Umweltstandards

Wie die Erfahrungen mit freiwilligen Maßnahmen aus anderen Branchen (z.B. Textil- und Bekleidungsindustrie) in den letzten zwei Jahrzehnten zeigen, sind diese nicht ausreichend. 

Durch Imagekampagnen von Unternehmen und Informationen internationaler sowie zivilgesellschaftlicher Organisationen haben diese Maßnahmen zum einen zwar zu mehr Problembewusstsein in unserer Gesellschaft und zum anderen vereinzelt auch zu Verbesserungen geführt. Auf entscheidenden Feldern wie existenzsichernde Löhne, Gewerkschaftsfreiheit und sozialversicherte Arbeitsverhältnisse kam es aber im Gegenteil sogar eher zu Verschlechterungen.
Im Bereich der Rohstoffe haben bisherige Initiativen auf freiwilliger Basis noch nicht einmal zu merklich mehr Bewusstsein, Verbesserungen der Arbeitsbedingungen oder größerer Transparenz der verschlungenen Handelswege geführt. 
Und es wird weiterhin nicht zu grundlegenden Verbesserungen und der Einhaltung von Mindeststandards kommen, solange die Verletzungen international anerkannter Standards nicht sanktioniert werden. 

Dabei tragen nicht nur Unternehmen Verantwortung, sondern genauso Staaten. So gewährt die Bundesregierung etwa dem korrupten Regime des langjährigen angolanischen Alleinherrscher Dos Santos ungebundene Finanzkredite, statt auf die Respektierung von Sozial- und Umweltstandards zu drängen. Somit ist auch sie mitverantwortlich für die ökologischen Desaster, Menschenrechtsverletzungen und gewalttätigen Konflikten, die bei der Erdölförderung am Golf von Guinea alltägliche Realität sind.
Auch trägt Deutschland Mitverantwortung für die Zerstörung der Umwelt und radioaktive Kontaminierung der lokalen Bevölkerung der Länder, aus denen Uran bezogen wird. Deutschland ist zu 100 Prozent von Uranimporten (Gesamtbedarf der deutschen Atomkraftwerke liegt bei deutlich über 3000 Tonnen Uran) abhängig, was 2006 ca. sechs Prozent des gesamten Weltverbrauchs entsprach.

Wir fordern: Bindende Regulierung und hohe Standards
Der Druck von kritischen VerbraucherInnen bleibt dabei sehr wichtig, da Kaufentscheidungen durchaus Unternehmensverhalten beeinflussen und auch ein Fingerzeig für die Politik sein können.

Unser Netzwerk begrüßt daher sehr das Engagement kritischer KonsumentInnen, d.h. Anfragen an Unternehmen, woher ihre Rohstoffe kommen, Druck auf Unternehmen bei bekannt gewordenen Menschenrechtsverletzungen und die Entdeckung von faireren und ökologischeren Kaufalternativen.

Allerdings bedarf es unbedingt auch stärkerer gesetzlicher Regulierung, wofür sich seit einigen Jahren in Deutschland und international verschiedene Bündnisse einsetzen (s. www.cora-netz.de,  www.publishwhatyoupay.org). Hierbei ist es wichtig, dass hohe Sozial- und Umweltstandards gesetzt werden, die auf verschiedenen Konventionen der Vereinten Nationen basieren. Die Erfahrung aus verschiedenen Bereichen (Biosiegel/Öko-Landwirtschaft, Diamantenzertifizierung im Kimberley-Prozess) zeigt nämlich, dass die Anhebung von Standards im Nachhinein sehr schwierig ist und Widerstände hervorruft. 
Konkret fordern wir von Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle klare Sozial- und Umweltstandards für alle staatlichen Wirtschaftsförderungsinstrumente. Wenn die Bundesregierung finanzielle Ausfallgarantien wie Bürgschaften an Unternehmen oder für die Investitionen von Banken in Schwellen- und Entwicklungsländer erteilt, so muss klargestellt sein, dass fundamentale Menschenrechte und Umweltstandards eingehalten werden. Da Papier geduldig sein kann, muss dies unabhängig kontrolliert werden, d.h. nicht nur durch Unternehmen oder staatliche Behörden, sondern nach einem Ansatz, der zudem auch die Betroffenen und ihre Vertretungsorganisationen mit in die Untersuchungen einbezieht (=Multistakeholder-Ansatz).
Außerdem stellen wir die Forderung, dass Unternehmen jeglichen Bezug von Rohstoffen aus Entwicklungs- und Schwellenländer (wie Öl, metallische Stoffe, Kakao, Edelsteine, Soja etc.) und die damit zusammenhängenden Arbeitsrechtsverletzungen sowie Umweltprobleme in der gesamten Lieferkette offen legen muss. Das heißt, dass Unternehmen ihre gesamten Lieferketten besser kontrollieren und einen jährlichen Bericht hierzu anfertigen sollen.
Unsere letzte Forderung ist die Einrichtung eines Beschwerdemechanismus durch die Bundesregierung für Personen, deren Rechte im Zuge eines außenwirtschaftlichen Projekts verletzt werden. Die hierfür verantwortlichen Personen und Unternehmen müssen durch wirksame Sanktionen und Haftungsregeln zur Rechenschaft gezogen werden. Die gesetzliche Grundlage für diesen Mechanismus muss so aussehen, dass deutsche (Handels-)Unternehmen für die Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards in ihrer gesamten Lieferkette haftbar gemacht werden können. Ebenso müssen die Bundesregierung und deutsche Banken zur Verantwortung gezogen werden, wenn in von ihnen mitfinanzierten Projekten grundlegende Standards missachtet werden.

Helft mit Unterschriften sammeln!
Die beiliegende Unterschriftenliste sollte von so vielen Menschen wie möglich unterzeichnet werden, um der Bundesregierung zu zeigen, dass sich viele unserer globalen Rohstoffverantwortung bewusst sind.
Die Forderungen und die Anzahl der UnterzeichnerInnen gehen an das Bundeswirtschaftsministerium, da hier die wichtigsten Entscheidungen im Bereich der Außenwirtschaftsförderung getroffen werden. Zudem könnte hier der geforderte Beschwerdemechanismus koordiniert werden, da das Ministerium mit ähnlichen Instrumenten bereits Erfahrung hat (nationale Beschwerdestelle zur Anzeige von Verletzungen der OECD-Richtlinien für multinationale Unternehmen). Ebenso könnte das Ministerium die Einhaltung der verlangten Publizitätspflicht von Unternehmen überwachen.
Da Lobbyarbeit mehr Sinn macht, wenn wir eine beträchtliche Zahl an Unterschriften gesammelt haben, sollten mindestens 5000 Unterschriften gesammelt werden, um uns damit an den Bundeswirtschaftsminister zu wenden. 

Also: Helft mit, um möglichst großen Druck auf die Politik ausüben zu können! Sammelt in Schulen, Universitäten, Kirchengemeinden, bei Informationsveranstaltungen usw. 
� Folgende Organisationen bilden dieses Bündnis: BICC (Internationales Konversionszentrum Bonn), das evangelische Hilfswerk Brot für die Welt, die Menschenrechtsorganisation FIAN, das katholische Hilfswerk Misereor und die Umweltschutzorganisation urgewald.








